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Die Nettozahlerländer sind sich ihrer Ver-
pflichtung als Nettozahler in der EU prin-
zipiell durchaus bewusst. Der europäische
Gedanke ist nach wie vor stark, und die
Vorteile auch der Zahler sind offenbar so
bedeutsam, dass die Nettozahlung an
sich nicht in Zweifel gezogen wird. Hinzu
kommt, dass man gerade auch in
Deutschland in vielen Gebieten ein Inte-
resse an einem starken europäischen
Haushalt hat, erhalten doch gerade die
strukturschwachen Gebiete im deutschen
Osten erhebliche Beihilfen aus den Mit-
teln der Europäischen Union. Somit ist die
Frage, wie Deutschland sich im Verhand-
lungsprozess um den Umfang des neu-
en europäischen Haushaltes verhalten
sollte, nicht so einfach zu beantworten.
Soll Deutschland seine strukturschwachen
Gebiete selbst fördern, oder soll die EU
dies übernehmen? Dies ist mehr als nur
die Frage über die sich aus der Aufgaben-
verteilung ergebende politische Machtstel-
lung. Mit der Frage, welche politische Ebe-
ne welche Mittel verausgaben darf, steht
zumindest implizit auch zur Diskussion,
wie und für was diese Mittel eingesetzt
werden. Und da dies mehr oder weniger
effizient geschehen kann, ist eine nähere
Beleuchtung der Mittelverausgabung not-
wendig. Leitfrage ist, ob sich Deutschland
als Nettozahler gegen die Kommissions-
pläne stellen sollte oder gar stellen muss.
Im Fokus stehen dabei nicht nur Deutsch-
land als Ganzes, sondern auch die beson-
ders geförderten strukturschwachen Ge-
biete in Deutschland. Hilft ihnen die Euro-
päische Politik wirklich weiter?
Der Europäische Haushalt und
Deutschlands Zahlungen
Die Europäische Union finanziert sich aus
Einnahmen ihrer Mitgliedstaaten. Art.269
EG-Vertrag verleiht der Europäischen
Gemeinschaft das Recht auf eigene Ein-
nahmen zur Deckung ihrer Ausgaben.
Eine Kreditfinanzierung der Ausgaben
der Gemeinschaft ist grundsätzlich aus-
geschlossen. Die der Europäischen Uni-
on zur Verfügung stehenden Mittel set-
zen sich zusammen aus Bruttosozialpro-
dukt-Eigenmitteln, Mehrwertsteuer-Ei-
genmitteln und Zöllen. Die Bruttosozial-
produkt-Eigenmittel bilden mit fast 75%
des Haushalts den größten Anteil. Da-
bei dürfen die Eigenmittel der Union nicht
mehr als 1,24% des Bruttonationalein-
kommens (BNE) der Gemeinschafts-
staaten überschreiten, der Haushalt ist
also nach oben beschränkt. Momentan
liegt der Anteil der Union noch unter 1%
des BNE. Die Ausgaben für 2004 sind in
Tab. 1 dargestellt. Die Ausgabenseite
verdeutlicht, dass der EU-Haushalt ei-
nen stark umverteilenden Charakter hat.
Die Mittel der Agrarpolitik und der Struk-
turpolitik werden in den verschiedenen
Mitgliedstaaten wieder ausgeschüttet.
Dies macht über 75% des Haushaltes
aus. Die Auszahlungen erfolgen jedoch
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unabhängig von den eingezahlten Beiträgen, so dass ei-
nige Länder im EU-Haushalt netto als Zahler, andere als
Empfänger aufzuführen sind.
Tabelle 2 gibt die bisherige Belastung der Mitgliedstaaten
netto nach Zurechnung der erfolgten Ausgaben (für 2002)
sowie den Finanzierungsanteil (für 2004) am EU-Haushalt
wieder. Dabei geben negative Werte eine Belastung des Mit-
gliedstaates an, positive Werte hingegen eine Entlastung.
Deutschland hat dementsprechend, nachdem die Rückflüs-
se aus Brüssel gegengerechnet worden sind, im Jahr 2002
5068 Mill. € an Mitteln für die EU aufbringen müssen, was
einer Pro-Kopf-Belastung von 61,44 € entspricht.
Die Lastenteilung berücksichtigt einen Aus-
gleichsmechanismus zugunsten Großbritan-
niens (den so genannten Briten-Rabatt).
1984 wurde ein spezieller Ausgleichsmecha-
nismus für die Briten eingeführt, um deren
ansonsten sehr hohen Negativsaldo zu ver-
ringern. Dieser ist seitdem fester Bestandteil
des Eigenmittelsystems. 1999 legte der Eu-
ropäische Rat aus gleichem Grund fest, dass
Deutschland, die Niederlande, Österreich
und Schweden eine Ermäßigung bei der Fi-
nanzierung des Rabattsystems erhalten. Dies
führte zu einer spürbaren Entlastung der
Bundesrepublik. Die deutsche Nettoleistung
zum EU-Budget sank von 8,5 Mrd. im Jahr
1999 auf unter 5,1 Mrd. € in 2002.
Für den Zeitraum von 2007 bis 2013 hat die
Europäische Kommission im Februar 2004
erste Vorschläge vorgelegt. Das EU-Budget
soll deutlich auf einen Anteil von etwa 1,14%
des BNE angehoben werden. Im Zentrum
der inhaltlichen Vorgaben steht die Neuglie-
derung der Rubriken des Haushalts, wobei
die Schwerpunkte noch stärker als bisher auf
Regionalförderung, Forschung und Innova-
tion gelegt werden sollen. Dies soll den »Lis-
sabon-Prozess« unterstützen, in dem sich
die EU zur Vorgabe machte, bis 2010 zum
dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt zu
werden. Weiteres Ziel ist die Konvergenz der
Regionen. Die ärmeren Regionen sollen
durch den Einsatz regionalpolitischer Förde-
rung an das Wohlstandsniveau der reiche-
ren herangeführt werden. Vorgesehen ist ei-
ne Steigerung der Ausgaben für Regional-
politik bis 2013 um beinahe ein Drittel (im
Vergleich zu 2006). Die Ausgaben für For-
schung, Entwicklung und Beschäftigung sol-
len sich sogar verdoppeln. Mit der Erhöhung
des Budgets ist indes auch ein Anstieg der
finanziellen Belastung ihrer Mitgliedstaaten verbunden. Ei-
nige Länder profitieren aber wiederum auch von einer Bud-
geterhöhung, fließen die Mittel doch wieder über diverse Pro-
gramme in die Mitgliedstaaten zurück. 
Die Mittel insbesondere im Bereich der Strukturpolitik sollen
konzentriert in den neuen Beitrittsländern eingesetzt werden.
Eine weitere bedeutsame Veränderung in der Nettozahlerpo-
sition Deutschlands resultiert folglich aus den Rückflüssen von
EU-Mitteln nach Ostdeutschland im Rahmen der Europäischen
Regionalpolitik. Zwar sollen Regionen, die nur wegen des »sta-
tistischen Effekts« des Beitritts der zehn neuen Mitglieder nicht
mehr förderberechtigt werden, weiterhin unterstützt werden.
Die Mittel werden jedoch geringer ausfallen.
Tab. 1  
Laufender Haushalt der Europäischen Union
(Ausgaben; Stand: 2004) 
Rubrik in Mill. 
Anteil am HH
(in %)
Gemeinsame Agrarpolitik 45 693  45,8 
Strukturpolitische Maßnahmen  30 822  30,9 
Politiken innerhalb der EU (insb.
Forschung, Umwelt, Bildung,
Verbraucherschutz)
7 510  7,5 
Kooperation mit Drittländern  4 951  5,0 
Verwaltungsausgaben 6  040  6,1 
Reserven 442  0,4 
Heranführungsstrategie 2  856  2,9 
Ausgleichszahlung 1  410  1,4 
Insgesamt 99 724 100
Quelle: BMF (2004).
Tab. 2 
















im Jahr 2002  
(in )
Niederlande  5,5  – 2 188  – 135,48
Luxemburg 0,2  –  49 –  109,82
Schweden 2,7 –  744  –  83,36 
Deutschland  22,1  – 5068 – 61,44 
Italien 13,8  – 2885 – 50,47 
Großbritannien  13,0  – 2 903  – 49,01 
Frankreich 17,0  – 2 184  – 36,71 
Dänemark 2,1 –  165  –  30,69 
Österreich  2,2  – 226  – 28,04 
Belgien 3,8  –  256  –  24,78 
Finnland 1,5  – 6  – 1,15
Spanien 8,3 + 8 871 + 215,31
Portugal  1,5  + 2 692  + 295,64
Griechenland  1,8  + 3 388  + 308,08
Irland  1,3  + 1 577  + 401,17
Beitrittsländer 3,2 
Quelle: BMF (2004); Eurostat Databasis (2005); Berechnungen der Autoren.Forschungsergebnisse
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Wer sollte netto bezahlen?
Als übliche Argumente für einen finanziellen Ausgleich zwi-
schen Regionen gelten die Existenz externer Effekte zwischen
den Regionen, die Notwendigkeit einer interregionalen Versi-
cherung gegen asymmetrische Schocks sowie reine Umver-
teilungsziele (entweder aus Solidarität oder zur Kompensati-
on). Das letzte Motiv treibt die Europäische Union an. Euro-
päische Regionalpolitik wird von der EU als ein »Ausdruck der
Solidarität« verstanden (Europäische Kommission 2004). 30%
des Haushalts der Europäischen Union werden gemäß
Art. 158 EGV aufgewendet, um ärmeren Regionen zu hel-
fen, ihren wirtschaftlichen Rückstand aufzuholen. Die Struk-
turfonds dienen der Stärkung wirtschaftlicher und sozialer Ko-
häsion. Sie sollen sowohl zur Umstrukturierung kriselnder In-
dustrie- und Agrargebiete als auch zur Wiederbelebung ver-
fallener Stadtviertel beitragen. Ins Zentrum ihres Wirkens rück-
te die EU in den letzten Jahren die Schaffung von Arbeits-
plätzen. Es geht nicht nur um eine reine monetäre Umvertei-
lung, sondern um langfristige positive Struktureffekte in den
ärmeren Regionen. Bezweckt sind einerseits die Reduzierung
der interregionalen Einkommensdifferenzen, andererseits nach
Art. 146 EGV, der sich auf den Zweck des Sozialfonds be-
zieht, die Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten.
Notwendig erachtet werden diese Eingriffe aufgrund der deut-
lichen Differenzen im Durchschnittseinkommen in den einzel-
nen Regionen. Dabei sind die Einkommensunterschiede nicht
an nationale Grenzen gebunden, sondern lassen sich auch
innerhalb von Nationen wiederfinden. Die Abbildung gibt einen
kurzen Überblick für die Einkommensdifferenzen im Jahr 2001.
Das Durchschnittseinkommen der EU ist auf 100 normiert. Bel-
giens ärmste Region Hainaut kommt lediglich auf ein Durch-
schnittseinkommen von 75,9% dieses europäischen Durch-
schnitts. Dies wird durch den hellen Balken dargestellt. Der
blaue Balken bezeichnet das Einkommen der reichsten belgi-
schen Region. In Brüssel verdient man 238,5% des europäi-
schen Durchschnitts. Damit ist die belgische Hauptstadt nach
»Inner London« (London ist aufgrund seiner hohen Bevölke-
rungszahl in zwei Regionen unterteilt) der Platz mit dem zweit-
höchsten Durchschnittseinkommen Europas. Im Zentrum der
englischen Hauptstadt verdient man das 2,89-Fache des
durchschnittlichen europäischen Einkommens.
Der reichste Staat ist Luxemburg mit einem Pro-Kopf-Ein-
kommen von 212,9% gemessen am EU-Durchschnitt, der
ärmste Staat Lettland kommt gerade einmal auf 36,6%. Da-
mit verdient der Luxemburger im Schnitt etwa das Sechs-
fache des Letten. Lettland ist so klein, dass es in der euro-
päischen Statistik als eine Region gilt – daher existieren kei-
ne Abweichungen vom nationalen Durchschnitt. In Polen
ist zwar der nationale Durchschnitt höher, hier findet sich mit
der Region Lubelskie (31,4%) jedoch eine noch ärmere Re-
gion. Deutschland findet sich im Mittelfeld wieder. Der na-
tionale Durchschnitt von 110,2% bringt Deutschland auf den
11. Platz einer EU25, in der außer Italien allerdings nur noch
die Kohäsionsländer Spanien, Portugal und Griechenland
sowie die neu beigetretenen Staaten hinter Deutschland
liegen. Seine ärmeren Regionen liegen deutlich unter 75%
des EU-Durchschnittes und qualifizieren sich daher nach wie
vor für die europäischen Förderprogramme. Seine reichste
Region Hamburg zählt mit 187,3% Einkommen aber zu
den drei Regionen mit dem höchsten Einkommen Europas. 
Angesichts dieser Zahlen erscheint es – nimmt man die För-
derpolitik als einen Ausdruck der Solidarität an – komplett
unverständlich, warum Deutschland den höchsten Anteil am
Haushalt der EU trägt. Selbst pro Kopf verlieren nur die Nie-
derlande, Luxemburg und Schweden mehr Geld im EU-Um-
verteilungsmechanismus. Irland erhält derzeit sogar noch
netto Transfergelder, obwohl mittlerweile zweitreichstes Land
der EU. Eine solidarische Umverteilung würde Deutschland
zwar nicht völlig aus der Zahlerposition entlassen, sie wür-
de jedoch den deutschen Beitrag deutlich zurückführen. In-
wieweit dies in den Verhandlungen für den Zeitraum von 2007
bis 2013 geschehen wird, bleibt abzuwarten. Es ist anzu-
nehmen, dass andere Staaten sowie die EU-Kommission
sich im politischen Verhandlungsprozess dagegen sperren.
Zur Begründung weiterer bedeutender Zahlungen Deutsch-
lands in den EU-Haushalt muss man freilich mehr als nur den
Zweck der Solidarität unter Staaten hinter den EU-Transfers
vermuten. Dies ist auch insofern der Fall, als dass die MittelForschungsergebnisse
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zweckgebunden und unter dem Kriterium der Additionalität
vergeben werden. Strukturelle Langfristeffekte sollen die är-
meren Regionen voranbringen, investiert wird etwa in Ver-
kehrsinfrastruktur und Bildung. Ziel ist nicht die Implemen-
tierung eines dauerhaften Umverteilungssystems, sondern
eine schnellere Konvergenz der ärmeren Regionen, was dann
mit einem Auslaufen der regionalen Hilfen verbunden wäre.
Die Europäische Union geht in ihrer Argumentation folglich
davon aus, dass Konvergenz zwischen den europäischen
Regionen sich nicht von selbst einstellen oder aber sich über
einen inakzeptabel langen Zeitraum erstrecken werde. Dies
ist zwar keineswegs selbstverständlich, der Gedanke dau-
erhafter Einkommensunterschiede hat aber spätestens mit
der Begründung der Neuen Ökonomischen Geographie wie-
der erheblich an Unterstützung gewonnen. Die Analogie ist
die von Stadt und Umland, wobei die Stadt als Ballungsge-
biet die mobilen Produktionsfaktoren größtenteils absorbiert,
und das meist landwirtschaftlich genutzte Umland, welches
seine Wertschöpfung auf die verbliebenen immobilen Fak-
toren stützen muss, sich von der Stadt aus mit deren Pro-
dukten beliefern lassen muss. Immobile Personen, die durch
Glück oder Schicksal in einer Stadt geboren werden, se-
hen sich im Vergleich zu Landbewohnern durch die starke
Verknappung ihres Faktorangebotes im Vorteil. Je weiter
man hingegen draußen auf dem Land wohnt, desto teurer
wird der Transport von Waren in die Stadt. Es entstehen Ein-
kommensnachteile. Wo die Stadt entsteht, kann von origi-
nären Standortvorteilen abhängig sein. Gibt es keine sol-
chen Vorteile, kann dies aber auch einfach das Ergebnis ei-
nes historischen Zufalls sein (Krugman 1991). Mehrere Land-
wirte ballen sich an einem Fleck, was Handwerker aufgrund
dort höherer Kundschaft zum Zuzug bewegt. Die Existenz
der Handwerker zieht wiederum neue Landwirte an, der
Fleck wird zum Dorf. Wissensexternalitäten zwischen Hand-
werkern, bessere Ausbildungsmöglichkeiten zum Handwer-
ker oder einfach nur eine höhere Anzahl an Kunden lassen
weitere Unternehmer, Handwerker oder Händler, zuziehen.
Das Dorf wird zur Stadt. Wo sich die Ballung ereignet, ist
komplett zufällig.
Im Zeitalter rapide sinkender Informations- und Transport-
kosten ist es eine logische Folge, dass man dieses Ballungs-
muster auch in größerem Rahmen wiederfindet. Zwar wird
zur Erklärung im Gegensatz zur Stadt/Umland- Analogie
noch wesentlich stärker auf pekuniäre externe Effekte in Zu-
sammenhang mit der Marktgröße abgestellt, während in
einem kleineren räumlichen Rahmen eher technologische
externe Effekte unterstellt werden. Die selbstverstärkende
Dynamik des Ballungsprozesses ist vom Ablauf her jedoch
dieselbe. Statt einer Region kann man deshalb etwa einen
Staat oder – spätestens seit der Einführung des EU-Binnen-
marktes – auch die Europäische Union als Ballungsgebiet
mit Umland betrachten. Im europäischen Zentrum zwischen
London und Mailand befindet sich ein Gebiet – welches häu-
fig als »blue banana« beschrieben wird –, in dem sich ge-
ballt Unternehmen wiederfinden und in dem das Einkom-
men weit höher ist als im EU-Durchschnitt. Die ärmeren
Regionen liegen auch geographisch am Rande der EU –
Griechenland und das italienische Mezzogiorno im Süden,
Portugal im Südwesten, früher auch Irland im Westen und
natürlich Ostdeutschland und die neu beigetretenen Länder
im Osten (Europäische Kommission 2001; Casella 2002).
Insofern erklärt sich das Bestreben der EU, diese Randre-
gionen zu fördern.
Muss man strukturschwachen Regionen helfen?
Nun ist dieses Core-Peripherie- oder Agglomerationsmus-
ter weder das Ergebnis eines historischen Zufalls noch
scheint die EU für seine Entstehung verantwortlich zu zeich-
nen. Der Binnenmarkt und die Öffnung der Grenzen haben
jedenfalls nicht erst diese Einkommensdifferenzen geschaf-
fen. Vielmehr hat ein einst zu großen Teilen florierender Wirt-
schaftsraum mit den Ausnahmen Schwedens, Finnlands
und Österreichs in den letzten 25 Jahren lediglich weitaus
ärmere Staaten im Umland attrahiert. Und der Rückstand
in vielen dieser Staaten ist eher der Missachtung demokra-
tischer und marktwirtschaftlicher Grundsätze aus der Zeit
vor dem Beitritt zuzuschreiben. Ungeachtet dessen kann
man die Europäische Union heute in ihrem Ergebnis aber
trotzdem als Ballungsraum mit umgebender Peripherie be-
schreiben. Große Teile Deutschlands liegen dabei nach Auf-
fassung der Europäischen Union im Zentrum (Europäische
Kommission 2001). Daher werden sie für die Finanzierung
stark belastet.
Die Existenz von Agglomerationskräften stellt per se noch
keinen Grund für wirtschaftspolitische Eingriffe dar. Ein wirt-
schaftspolitisch initiierter Konvergenzprozess würde durch
die Ingangsetzung eines Ballungsprozesses in der Periphe-
rie gestartet (Puga und Venables 1996). Solange dabei aber
keine neuen Faktoren gebildet werden, sondern nur Fakto-
ren in ein neues Ballungsgebiet umgelenkt werden, geht
ein Gewinn der ärmeren Regionen mit einer Abnahme der
ökonomischen Aktivitäten in den Ballungsräumen einher. Ein
Abbau der räumlichen Ungleichheiten könnte also einen rein
umverteilenden Charakter innehaben. Diese Umverteilung
muss jedoch kein Nullsummenspiel sein. Auf der einen Sei-
te ist es denkbar, dass der Zugewinn in den ärmeren Re-
gionen schwerer wiegt als die Abwanderung in den reiche-
ren Regionen. Dies spräche für eine solche regionalpoliti-
sche Zielsetzung. Auf der anderen Seite jedoch wird mit
der Abwanderung die Ausnutzung natürlicher Agglomerati-
onsvorteile des Ballungsgebietes verhindert. Skalenerträge
und positive Spillovers können nicht genutzt werden. Dies
spricht dafür, dass die Gesamtwohlfahrt bei einer Umver-
teilung in die Peripherie auch Schaden nehmen kann. Letzt-
lich hängt dies aber davon ab, inwieweit es im MarktprozessForschungsergebnisse
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zu einer Überagglomeration kommen kann – mithin zu ei-
nem Marktversagen im Agglomerationsprozess (Martin 2000;
Casella 2002; Neumann 2004). Dieses nachzuweisen ist
schwierig. Modelle der Neuen Ökonomischen Geographie
begnügten sich denn auch lange Zeit zumeist damit, mög-
liche Folgen des Agglomerationsprozesses zu skizzieren
(Krugman 1991; Puga 2002). In jüngster Zeit gibt es hier
zwar erste Ansätze einer wohlfahrtsökonomischen Bewer-
tung (Matsuyama und Takahashi 1998; Ottaviano und Thys-
se 2002; Casella 2002; Pflüger und Südekum 2004; Char-
lot et al. 2004), diese leiden allerdings noch unter sehr res-
triktiven Annahmen. Eine tatsächliche Verifizierung der Hö-
he des Marktversagens erscheint nicht möglich – selbst die
Frage, ob die Marktlösung zu viel oder zu wenig Agglome-
ration bewirkt, bleibt weitgehend ungeklärt, da ihre Antwort
wesentlich von den jeweils gewählten Annahmen abhängt.
Insofern ist es sehr fraglich, ob ein Eingriff in die Markt- bzw.
Agglomerationskräfte befürwortet werden kann.
Warum die EU-Hilfe keineswegs eindeutig 
positiv ist
Auf der anderen Seite ist das Staatsversagen bei den Ein-
griffen der EU deutlich abzulesen. Damit sind nicht nur die
X-Ineffizienzen gemeint, die mit jedem Staatseingriff aufgrund
des monopolistischen Charakters der umverteilenden Insti-
tution einhergehen. Es geht auch über die üblichen alloka-
tiven Anreizverzerrungen bei Umverteilung hinaus. Zum ei-
nen bewirkt die Europäische Regionalpolitik mit ihren Maß-
nahmen teilweise das Gegenteil dessen, was sie sich zum
Ziel gesetzt hat, zum anderen hat ihre Politik entscheiden-
den negativen Einfluss auf die politischen Märkte der Mit-
gliedstaaten – und damit leider auch auf die Arbeitslosigkeit. 
Während Gemeinsame Agrarpolitik und Subventionen an
diverse Branchen schon aus oben genannten Gründen seit
langem zu Recht in der Kritik stehen, gelten die EU-Inves-
titionen in Infrastruktur und Bildungsförderung zumindest
nicht durchweg als negativ. Ein großer Teil der Struktur-
fonds wird für solche Infrastrukturinvestitionen verwendet.
Diese sollten produktive Faktoren anlocken und die Voraus-
setzung zur Bildung eines neuen Ballungsraumes schaf-
fen, sie sollen eine über reine Umverteilung hinausgehen-
de Wirkung haben. Ein Beispiel dazu ist die Förderung im
deutsch- polnischen Grenzgebiet. Gleich 67 Mill. € werden
dort verwendet für die Verbesserung der technischen und
touristischen Infrastruktur. Es sollen Barrieren abgebaut,
die Erreichbarkeit und Erschließung der Wirtschaftsstand-
orte und touristischen Attraktionen der Grenzregion ver-
bessert werden, unter anderem durch die Anbindung an
die Transeuropäischen Netze (TEN). Zudem werden die
Schaffung grenzüberschreitender Touristikangebote, ins-
besondere des maritimen Tourismus, und der Ausbau ei-
nes Netzes von Wanderwegen gefördert.
Will man in den Ballungsprozess eingreifen, versprechen
solche Investitionen in die intraregionale Infrastruktur (wie
der strukturelle Ausbau eines Urlaubsgebietes) sicherlich
Erfolg. Die besseren lokalen Tourismusangebote könnten
zusätzliche Nachfrage durch Urlauber kreieren und über
eine Vergrößerung des Marktes einen zirkulären Agglome-
rationsprozess auslösen (Martin und Rogers 1995). Die In-
vestitionen müssen allerdings hoch genug ausfallen, um die
bestehenden Nachteile der Peripherie zu überkommen. Die
Tourismusbranche könnte hier aber eine sinnvolle Wahl sein
– der Ausbau wird allerdings anderswo Touristen weglo-
cken und somit auch Verlierer in derzeit blühenden Touris-
muszentren zurücklassen. Dies erfüllt aber immerhin die
Zielsetzung der EU. Zweischneidig hingegen ist nach der
Zielsetzung der EU bereits wieder die Anbindung an die
transeuropäischen Netze. Verbesserte Zugangsmöglichkei-
ten zu bestehenden Ballungsräumen dürften zunächst näm-
lich einmal das bestehende Agglomerationsmuster zemen-
tieren. Die Belieferung der Peripherie vom Ballungsgebiet
aus wird einfacher, dementsprechend werden weitere Ver-
lagerungen wirtschaftlicher Aktivitäten in den Ballungsraum
sinnvoll (Martin und Rogers 1995; Martin 1999). Erst bei
einem Absinken der Handelskosten auf ein Niveau, welches
Agglomerationskräfte überregional anfallen lässt, kommt es
bei interregionalen Infrastrukturmaßnahmen zu einer Um-
kehr des zirkulären Prozesses. 
Für Ausgaben in die Bildungssysteme in strukturschwä-
cheren Regionen gilt die Argumentation analog. Wenn in die
Bildung höherer Qualifikationen investiert wird, ist ein »brain
drain« die mögliche Konsequenz. Hochqualifizierte sind re-
lativ mobil. Ihre Verdienstmöglichkeiten in den reicheren Re-
gionen sind besser, folglich werden sie die Peripherie nach
entsprechender Qualifikation verlassen. Das Ergebnis ent-
spricht aufgrund der unterstellten Mobilität einer Investition
in interregionale Verkehrsinfrastruktur. Die Finanzierung ei-
ner besseren Bildung Geringqualifizierter hingegen macht
diese produktiver. Solange sie dabei immobil bleiben, kommt
dies in der Tat der Peripherie zugute und erhöht hier das Ein-
kommen (Südekum 2002). Die Bewertung der EU-Hilfen
für Infrastruktur in Ostdeutschland muss daher ambivalent
ausfallen. Mit einigen Projekten gelingt es der EU, Agglo-
meration zumindest zu verlangsamen, was jedoch zu Las-
ten des Ballungsraumes geht. Mit anderen Projekten fördert
die EU die wirtschaftliche Integration und Anbindung, da-
mit aber unbeabsichtigt und entgegen ihrer Zielsetzung das
gegenwärtige Agglomerationsmuster. Gerade dies ist jedoch
die für Europas Entwicklung vermutlich sinnvollere Politik.
Was die Transfers im Osten auslösen ...
Über die bisherige Bewertung der EU-Politik hinaus kom-
men jedoch noch weitere deutlich negativere Konsequen-
zen zum Tragen, die sich im Zusammenspiel mit den politi-Forschungsergebnisse
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schen Institutionen in den Mitgliedstaaten ergeben. Bei kol-
lektiv ausgehandelten Löhnen bringt europäische Struktur-
politik ein im höchsten Maße unerwünschtes Ergebnis für
die geförderte Peripherie hervor. Die finanzielle Unterstüt-
zung von Peripheriegebieten durch die Strukturfonds kann
nämlich in einer Kombination mit Agglomerationsräumen,
national undifferenzierten Löhnen und minimaler Migration
die hohe Arbeitslosigkeit in vielen strukturschwachen Re-
gionen Europas erklären (Neumann 2004). 
Werden die agglomerationsbedingten Unterschiede zwi-
schen den Regionen nicht in den Lohnverhältnissen wider-
gespiegelt, entsteht in den Regionen der Peripherie Arbeits-
losigkeit. Zudem wird der Ballungsprozess verschärft, wür-
de die bei flexiblen Löhnen höhere Knappheit immobiler Fak-
toren im Ballungsraum doch grundsätzlich zentrifugal wir-
ken. Die Ballung von Industrien in wenigen Gebieten fällt im
Verlauf der Integration daher schärfer aus als bei flexiblen
Löhnen. Die Differenzen zwischen den Regionen fallen nicht
in Lohnunterschieden an, sondern schlagen sich in regio-
nal unterschiedlich hoher Arbeitslosigkeit nieder. Gerade die
großen Flächenstaaten, die sowohl eine vereinheitlichende
Lohnpolitik als auch gleichzeitig Zentrum- wie Peripheriege-
biete aufweisen, sehen sich daher in einigen Regionen mit
bedeutender Arbeitslosigkeit konfrontiert (Berthold und Neu-
mann 2003). Spanien (Andalusien mit 19,6%), Italien (Ka-
labrien mit 24,6%) und Deutschland (Dessau mit 25,9%)
leiden genau unter diesem Phänomen.
Derweil ist es für die kleineren Länder, die überwiegend Pe-
ripheriegebiete aufweisen, selbst bei halbwegs einheitlicher
Entlohnung leichter, Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Ihre Ent-
lohnung orientiert sich nämlich – mangels eines echten Bal-
lungsraumes im Inland – eher an den Knappheiten in der Pe-
ripherie. So weisen selbst die einkommensschwachen Staa-
ten Griechenland (14,7%) und Portugal (6,6%) wesentliche
geringere Arbeitslosenzahlen in ihren davon am schlimms-
ten betroffenen Regionen auf. 
Da auf europäischer Ebene kein Mechanismus einer Lohn-
angleichung vorliegt, gingen die Unterschiede im Einkom-
men zwischen den Nationen zurück. Nur jene zwischen den
Regionen innerhalb der Nationen stiegen an. Portugal, Ir-
land und Griechenland haben aufgrund der Strukturpolitik
einen deutlichen und signifikant positiven Effekt auf das BIP
zwischen 1989 und 1999 vorzuweisen. In Italien und Spa-
nien war dieser Effekt erheblich geringer (Cuadrado-Roura
et al. 2002, 45). Dies lag vor allem daran, dass in ersteren
Gebieten die Arbeitslosigkeit in größerem Maße verringert
werden konnte (Europäische Kommission 2001a). 
Undifferenzierte Löhne in den Mitgliedstaaten führen zu re-
gionaler Arbeitslosigkeit in der Peripherie. Diese abzubau-
en durch eine hinreichende Lohnflexibilisierung, ist an sich
eine Sache der Mitgliedstaaten. Arbeitslosigkeitsbedingte
Abwanderung in die Ballungsgebiete und Proteste aus
der Peripherie sollten dafür sorgen. Diese Ansätze wer-
den jedoch durch Umverteilung in die ärmeren Regionen
erstickt. Interregionale Umverteilung »zugunsten« immo-
biler Arbeitnehmer in den Randgebieten der großen euro-
päischen Flächenstaaten stellt Mittel zur Verfügung, damit
sie nicht wandern und gleichzeitig nicht auf Lohnsenkun-
gen bestehen. Nur dies würde ihnen aber helfen, ihre Nach-
teile als Einwohner der Peripherie zu überwinden. Damit
hilft die europäische Umverteilung den strukturschwachen
Regionen in Deutschland nur vordergründig. Langfristig
sorgt sie hingegen dafür, die bestehenden Unterschiede
zu zementieren. Deutschland ist folglich nicht nur als Staat
Nettoverlierer im EU-Haushalt, auch seine armen Regio-
nen werden schlechter gestellt, obwohl sie netto Transfer-
empfänger sind. Es ist die Aufgabe der deutschen Positi-
on im Verhandlungsprozess um den neuen Haushalt der
EU, diesem Unsinn ein Ende zu machen. Für die struktur-
schwachen deutschen Regionen ist es wichtig, regional
flexible Löhne entsprechend ihrer Produktivität zu ermög-
lichen. Dies wird einen großen Anreiz für Unternehmen
schaffen, den Ballungsraum zu verlassen und stattdessen
den günstigen Faktor Arbeit in der Peripherie auszunutzen.
Eine gute Infrastrukturanbindung mag dazu noch weiter-
helfen. Alle anderen Transfers der Europäischen Union kon-
terkarieren die Bemühungen um regionale Lohnflexibilisie-
rung und sollten deshalb gestoppt werden.
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